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Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den Vertretern der obersten 
Finanzbehörden der Länder gilt für die Steuerfreistellung ausländischer Einkünfte nach 
§ 50d Abs. 8 EStG folgendes Verfahren. 
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1. Anwendungsbereich 
 
Bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit (§ 19 EStG), die nach einem Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung (DBA) in einem ausländischen Staat besteuert werden 
können, wird die unter Progressionsvorbehalt (§ 32b Abs. 1 Nr. 3 EStG) erfolgende Freistel-
lung von der deutschen Steuer eines unbeschränkt Steuerpflichtigen im Rahmen der Einkom-
mensteuerveranlagung nach der Regelung des § 50d Abs. 8 EStG nur unter bestimmten Vor-
aussetzungen gewährt. Der Steuerpflichtige muss für die Freistellung nachweisen, dass die in 
dem ausländischen Staat festgesetzten Steuern entrichtet wurden oder dass dieser Staat auf 
sein Besteuerungsrecht verzichtet hat. Das gilt nicht für Einkünfte aus Staaten, auf die der 
Auslandstätigkeitserlass (BMF-Schreiben vom 31. Oktober 1983 - IV B 6 - S 2293 - 50/83 - 
BStBl I S. 470 - und Anh. 22 LStR) anzuwenden ist. Die Regelung des § 50d Abs. 8 EStG ist 
auch in den Fällen nicht anzuwenden, in denen das einschlägige Doppelbesteuerungsabkom-
men der Bundesrepublik Deutschland das Besteuerungsrecht zuweist, weil der ausländische 
Staat von seinem Besteuerungsrecht keinen Gebrauch macht1 oder die Besteuerung von der 
Überweisung der Einkünfte in den Tätigkeitsstaat abhängig macht2. 
 
Die Nachweispflicht besteht für das Veranlagungsverfahren. Sie gilt nicht für das Lohnsteuer-
abzugsverfahren. Das Betriebsstättenfinanzamt kann daher unverändert auf Antrag des 
Arbeitnehmers oder des Arbeitgebers (§ 38 EStG) eine Freistellungsbescheinigung erteilen 
(§ 39b Abs. 6 Satz 1 EStG). In das Antragsformular auf Erteilung der Freistellungsbescheini-
gung (Antrag für unbeschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer auf Erteilung einer 
Bescheinigung über die Freistellung des Arbeitslohns vom Steuerabzug auf Grund eines 
DBA) wurde ein Hinweis auf die abschließende Prüfung im Rahmen der Veranlagung aufge-
nommen. 
 
Die Regelung des § 50d Abs. 8 EStG ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 2004 anzu-
wenden. 
 

                                                 
1 (Art. 13 Abs. 2 DBA-Frankreich, Art. 15 Abs. 4 DBA-Österreich, Art. 15 Abs. 3 und 4 DBA-Schweiz) 
2 (Art. II Abs. 2 DBA-Großbritannien, Art. II Abs. 2 DBA-Irland, Art. 2 Abs. 2 DBA-Israel, Art. 3 Abs. 3 DBA-
Jamaika, Schlussprotokoll Nr. 2 DBA-Malaysia, Schlussprotokoll Nr. 1 Buchst. a DBA-Trinidad/Tobago) 
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Bei der Anforderung und Prüfung von Nachweisen sind die objektiven Umstände des Einzel-
falles und der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten.  
 
Zu der Anwendung einer Bagatellgrenze vgl. Tz. 4.2. 
 
2.1. Besteuerung im ausländischen Staat 
 
2.1.1. Ermittlung und Nachweis der Höhe der Einkünfte 
 
Die Einkünfte im Sinne des § 50d Abs. 8 EStG sind nach den Vorschriften des deutschen 
Steuerrechts zu ermitteln. Aufgrund der unterschiedlichen Steuersysteme und Begriffs-
bestimmungen können sich bei den der ausländischen und deutschen Besteuerung zugrunde 
gelegten Einkünften Abweichungen ergeben. Diese können unter anderem entstehen, weil der 
ausländische Staat ein vom Kalenderjahr abweichendes Steuerjahr3 hat oder Sachverhalte 
zeitlich abweichend von den Regelungen des deutschen Rechts erfasst. Daneben können 
Abweichungen aus der Definition der Begriffe „Arbeitslohn“ und „Werbungskosten“, aus der 
Zuordnung von Bezügen zu steuerpflichtigen oder steuerfreien Einnahmen, der Bewertung 
von Sachbezügen und nachträglichen Bonuszahlungen oder der Behandlung von Alters-
teilzeitmodellen resultieren. 
 
Soweit der Steuerpflichtige die Ursachen eventueller Abweichungen glaubhaft macht (z.B. 
Kopie der ausländischen Steuererklärung/en und/oder Steuerbescheid/e, Berechnungs-
schema), gilt der Nachweis über die Höhe der Einkünfte für den jeweiligen Veranlagungs-
zeitraum als erbracht. 
 
2.1.2. Nachweis über die Festsetzung und Entrichtung der Steuern 
 
Der Nachweis über die Zahlung der festgesetzten Steuern ist grundsätzlich durch Vorlage des 
Steuerbescheids der ausländischen Behörde sowie eines Zahlungsbelegs (Überweisungs- bzw. 
Einzahlungsbeleg der Bank oder der Finanzbehörde) zu erbringen. Sofern der ausländische 
Staat ein Selbstveranlagungsverfahren hat und daher keinen Steuerbescheid erteilt 
(z.B. USA), reicht die Vorlage des Zahlungsbelegs und einer Kopie der Steuererklärung aus. 
 

                                                 
3 (Australien, Bangladesch, Großbritannien, Indien, Iran, Mauritius, Namibia, Neuseeland, Pakistan, Sambia, 
Sri Lanka, Südafrika) 
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weise zu erbringen, ist ausnahmsweise eine hinreichend bestimmte Bescheinigung des zivil-
rechtlichen oder wirtschaftlichen Arbeitgebers ausreichend. Hieraus müssen insbesondere die 
Höhe der im jeweiligen Veranlagungszeitraum zugeflossenen Einnahmen, die vom Arbeit-
geber abgeführte Steuer und der Zeitraum der Tätigkeit im Ausland hervorgehen (Arbeit-
geberbescheinigung). Eine Arbeitgeberbescheinigung ist z.B. in den Fällen ausreichend, in 
denen der Arbeitgeber durch das ausländische Recht zum Steuerabzug verpflichtet ist und die 
einbehaltene und vom Arbeitgeber abgeführte Steuer Abgeltungswirkung hat (z.B. Italien, 
Spanien) oder eine Nettolohnvereinbarung getroffen wurde. Wurde die Steuer im Rahmen 
einer Pauschalversteuerung durch den Arbeitgeber entrichtet, reicht eine Bescheinigung des 
Arbeitgebers über die rechtliche Grundlage und die tatsächliche Durchführung der Pauschal-
versteuerung für den Steuerpflichtigen aus. 
 
2.2. Verzicht auf das Besteuerungsrecht 
 
Wenn der ausländische Staat auf das ihm zugewiesene Besteuerungsrecht verzichtet, hat der 
Steuerpflichtige Unterlagen vorzulegen, aus denen sich der Verzicht ergibt. Es kann sich 
hierbei um einen Verzicht gegenüber Einzelpersonen, bestimmten Personengruppen oder um 
einen generellen Verzicht handeln (z.B. Erlass, Steuerbefreiung, genereller Verzicht auf die 
Steuererhebung, völkerrechtlicher Vertrag). 
 
3. Sonderfälle 
 
3.1. Entwicklungszusammenarbeit 
 
3.1.1. Besteuerungsrecht des Kassenstaates (Deutschland) 
 
Sofern Vergütungen im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit gezahlt werden, ist 
zunächst zu prüfen, ob das anzuwendende DBA Deutschland als Kassenstaat das 
Besteuerungsrecht zuweist und eine Anwendung des § 50d Abs. 8 EStG damit ausscheidet4.  
 
3.1.2. Besteuerungsrecht des Tätigkeitsstaates/Freistellung im Tätigkeitsstaat 
 
Soweit Arbeitnehmer im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit aufgrund von zwischen-
staatlichen oder diesen vergleichbaren Abkommen oder Vereinbarungen in dem jeweiligen 
ausländischen Staat von der Steuer befreit sind (Verzicht auf das Besteuerungsrecht), ist dies 
durch geeignete Unterlagen nachzuweisen.  
 

                                                 
4 (z.B. Art. 19 Abs. 3 DBA-Bangladesch, Art. 18 Abs. 2 DBA-Ecuador, Art. 19 Abs. 4 DBA-Indien, 
Art. 19 Abs. 3 DBA-Pakistan) 
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regierung, Landesregierungen oder andere deutsche staatliche Stellen mit der Durchführung 
personeller Leistungen im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit beauftragt worden sind. 
Weitere Auftraggeber sind z.B. die Europäische Union, internationale Finanzierungsinstitute 
und Regierungen anderer Staaten.  
 
Als Nachweis ist dabei eine Bescheinigung des jeweiligen Arbeitgebers in Verbindung mit 
einem Auszug des geltenden Abkommens bzw. der Vereinbarung anzuerkennen. 
 
Ein Muster einer Bescheinigung ist als Anlage 1 beigefügt. 
 
3.2. V.A.E./Kuwait 
 
In den Vereinigten Arabischen Emiraten (V.A.E.) werden mangels gesetzlicher Regelungen 
natürliche Personen unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit keiner Ertragsteuer (Einkom-
mensteuer) unterworfen. In Kuwait werden von natürlichen Personen ebenfalls keine Ertrag-
steuern erhoben. 
 
Sofern nachgewiesen wird (Arbeitgeberbescheinigung, Lohnabrechnungen), dass die Tätig-
keit in einem dieser Staaten ausgeübt wurde, ist von einem Nachweis über den Verzicht des 
ausländischen Staates auf das Besteuerungsrecht abzusehen.  
 
3.3. Schiffe unter ausländischer Flagge/Liberia 
 
Für Einkünfte aus nichtselbständiger Tätigkeit von Seeleuten sehen die von der Bundes-
republik Deutschland abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen in der Regel vor, dass 
dem Staat das Besteuerungsrecht zusteht, in dem sich die tatsächliche Geschäftsleitung des 
Unternehmens befindet (z.B. Art. 15 Abs. 3 DBA-MA, Art. XI Abs. 5 DBA-Großbritannien, 
Art. 10 Abs. 3 DBA-Niederlande, Art. 15 Abs. 3 DBA-Spanien). Abweichend hiervon regelt 
das DBA-Liberia die Zuweisung des Besteuerungsrechts für die Einkünfte aus nichtselbstän-
diger Arbeit von Seeleuten nicht gesondert. Es ist daher Artikel 15 Abs. 1 und 2 DBA-Liberia 
anzuwenden. Als Tätigkeitsstaat ist danach bei Arbeitsausübung an Bord von Schiffen, die 
unter liberianischer Flagge fahren, Liberia anzusehen, soweit sich das Schiff auf hoher See 
bzw. im Hoheitsgebiet von Liberia befindet. Die Einkünfte können daher grundsätzlich von 
der Republik Liberia besteuert werden, welche von ihrem Besteuerungsrecht jedoch keinen 
Gebrauch macht. Als Anlage 2 ist ein Muster einer Bescheinigung der Republik Liberia bei-
gefügt, die diese für Arbeitnehmer ausstellt, die auf Schiffen unter liberianischer Flagge tätig 
werden. Die Bescheinigung ist anzuerkennen. Ab dem Veranlagungszeitraum 2005 ist ihr eine  
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pflichtigen bestätigt werden (Dauer der Tätigkeit, Schiffsname, Bestätigung, dass unter 
liberianischer Flagge fahrend). 
 
4. Festsetzungsverfahren 
 
4.1. Festsetzung im Falle eines fehlenden Nachweises 
 
Soweit die nach Tz. 2. und Tz. 3. erforderlichen Nachweise nicht oder nicht vollständig vor-
gelegt werden, ist die Steuer unter Einbeziehung der betroffenen Einkünfte festzusetzen. Der 
Einkommensteuerbescheid ist gemäß § 50d Abs. 8 Satz 2 EStG zugunsten des Steuer-
pflichtigen zu ändern, sobald die tatsächliche Besteuerung oder der Verzicht auf die Besteue-
rung im Ausland nachgewiesen wird. Die Festsetzungsfrist beginnt mit Ablauf des Jahres, in 
dem das Ereignis (Erbringung des Nachweises) eintritt (§ 50d Abs. 8 Satz 3 EStG). Die 
Verzinsung richtet sich nach § 233a Abs. 1 und 2 AO. 
 
4.2. Bagatellgrenze  
 
Bis auf weiteres ist aus Vereinfachungsgründen die Freistellung unter Progressionsvorbehalt 
von der deutschen Einkommensteuer auch ohne das Erbringen von Nachweisen zu gewähren, 
wenn der maßgebende, nach deutschem Recht ermittelte Arbeitslohn in dem jeweiligen Ver-
anlagungszeitraum insgesamt nicht mehr als 10.000 € beträgt.  
 
5. Informationsaustausch 
 
Auf die Regelungen des Merkblattes zur zwischenstaatlichen Amtshilfe durch Auskunftsaus-
tausch in Steuersachen (Amtshilfe-Merkblatt; BMF-Schreiben vom 3. Februar 1999  
- IV B 4 - S 1320 - 3/99 -, BStBl I S. 228 und BStBl I S. 974) weise ich hin. Abweichend von 
Tz 1.6.1.2 des Amtshilfe-Merkblattes wurde der Auskunftsaustausch in Steuersachen 
zwischenzeitlich in vollem Umfang dem Bundesamt für Finanzen übertragen (§ 1a Abs. 2 
Satz 1 EG-Amtshilfe-Gesetz, § 5 Abs. 1 Nr. 5 Finanzverwaltungsgesetz; BMF-Schreiben vom 
29. November 2004 - IV B 6 - S 1304 - 2/04 -). 
 
In den Fällen, in denen der Steuerpflichtige die Nachweise im Sinne des § 50d Abs. 8 EStG 
erbracht hat, sind weder Auskunftsersuchen zu stellen noch Spontanauskünfte zu erteilen. 
 
Bestehen Zweifel hinsichtlich der Zahlung der festgesetzten Steuer bzw. des Verzichts des 
ausländischen Staates auf sein Besteuerungsrecht, ist die Steuer unter Einbeziehung der 
betroffenen Einkünfte festzusetzen (Tz. 4.1. dieses Merkblattes) und ein Auskunftsersuchen 
an den ausländischen Staat zu richten. Entsprechendes gilt, soweit unklar ist, ob sämtliche 
steuerfrei zu stellenden Gehaltsbestandteile (z.B. Gratifikationen, Tantiemen, Urlaubsgeld) im 
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Tz. 5.1 des Amtshilfe-Merkblattes eine Anhörung des Steuerpflichtigen, sofern die 
Informationen auf Angaben beruhen, die der Steuerpflichtige in einem Antrag oder einer 
Erklärung gemacht hat. Gleichwohl kann der Steuerpflichtige gegen die Übermittlung 
aufgrund seiner Angaben in der Einkommensteuererklärung Einwendungen erheben 
(Anlage N sowie Tz. 6.1 Satz 1 Buchst. a und c und Satz 2 des Amtshilfe-Merkblattes). 
 
Dieses Merkblatt hebt das Schreiben bezüglich des Auskunftsaustausches über Arbeitslöhne 
von in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen und in anderen EU-Mitgliedstaaten tätigen 
Arbeitnehmern (BMF-Schreiben vom 3. Juni 1996 - IV C 7 - S 1320 - 8/96 -, BStBl I S. 644) 
mit der Maßgabe auf, dass die dort enthaltene Dienstwegregelung für entsprechende Spontan-
auskünfte an einen anderen EU-Mitgliedstaat beibehalten wird. Hiernach geben die Finanz-
ämter diese Informationen unmittelbar an das Bundesamt für Finanzen weiter. 
 
Dieses Merkblatt wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag 
Dr. Selling 
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